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Nr. RL Stichwort  Auslegungshilfe 
 
2  Gegenstand der Förderung 
2.1 langlebige 

Wirtschaftsgüter 
Als langlebige Wirtschaftsgüter sind solche zu verstehen, 
deren Nutzungsdauer im Rahmen einer üblichen Nutzung 
mindestens die Zweckbindungsfrist1 der Investition 
erreicht. 
Dazu zählen auch Spaltenroboter und Fütterungsroboter, 
da sie mittlerweile zur Standardeinrichtung eines 
Milchviehstalles gehören, sofern sie jeweils von einer 
festen Station gesteuert werden und mindestens 
überwiegend in dem geförderten Stallbereich zur 
Entmistung auf den Lauf- und Fressgängen 
(Spaltenroboter) und zur Futtervorlage (Fütterungsroboter) 
eingesetzt werden. Sie müssen mit dem Milchviehstall, 
zumindest auf dem digitalen Wege, verbunden sein. 

2.1.1 Erschließung Die Erschließung umfasst die erforderlichen Anschluss-
kosten für Strom, Wasser, Gas bzw. Telefon/Internet vom 
Übergabepunkt des öffentlichen Versorgungsunterneh-
mens zum neuen Gebäude. Hierzu zählen auch 
Verstärkungskosten für bereits bestehende Versorgungs-
anschlüsse, soweit es sich nicht um Reparaturen oder 
Ersatz vorhandener Anschlüsse handelt. Ein gleichzeitiger 
Anschluss von Wohn- und/oder Verwaltungsgebäuden ist 
herauszurechnen. 
Die Erschließung eines Standortes ist mit dem Zuschuss-
satz förderfähig, der auch für das geförderte Vorhaben gilt. 

2.1.3 Bauliches 
Investitionsvolumen 

Die Betreuung wird gefördert, wenn das bauliche 
Investitionsvolumen mehr als 100.000 € beträgt. Als 
bauliches Investitionsvolumen ist alles anzusehen, was 
fester Bestandteil eines Gebäudes oder einer baulichen 
Anlage ist. Dazu gehören auch alle fest verbauten 
technischen Einrichtungen sowie automatische 
Melksysteme und Mobilställe. Nicht zum baulichen 
Investitionsvolumen gehören z.B. Lagerkisten o. ä. 
 

  

 
1 Zu Zweckbindungsfrist s. 6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen (Nebenbestimmungen) 



2 
 

 
3  Zuwendungsempfänger 
3.1 Betriebssitz Förderfähig sind landwirtschaftliche Unternehmen mit 

Betriebssitz in Niedersachsen, Bremen oder Hamburg. 
Durchführungsort der Investition muss ebenfalls 
Niedersachsen, Bremen oder Hamburg sein. 

 KMU-Unternehmen Kleinstunternehmen, kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) definieren sich über die Anzahl der Mitarbeiter, den 
Jahresumsatz und/oder die Bilanzsumme. Als Mittlere 
Unternehmen (größte Klasse der Aufzählung) gelten 
Unternehmen mit weniger als 250 Mitarbeitern, 50 Mio. € 
Jahresumsatz und/oder 43 Mio. € Bilanzsumme.  

Umsatzerlöse Die Berechnung der Umsatzerlöse ist für jeden 
Gesellschafter/ jede Gesellschafterin einschließlich Ehe – 
bzw. Lebenspartner(in) vorzunehmen. Zum Nachweis sind 
die Umsätze aller Beteiligungen für 2 Wirtschaftsjahre 
nachzuweisen. Maßgeblich ist dabei das Wirtschaftsjahr, 
das im vorletzten Jahr vor der Antragstellung endete sowie 
das vorausgegangene Wirtschaftsjahr.  
Beispiel für eine Antragstellung im März 2026: Es sind die 
Umsätze für die Kalenderjahre 2024 und 2023 
nachzuweisen. Sollte aber auch schon ein Abschluss für 
das Kalenderjahr 2025 vorliegen, können auch die 
Umsätze für 2025 und 2024 berücksichtigt werden. Der 
Nachweis kann geführt werden über die Jahresabschlüsse 
(die Seite der GuV mit den Umsätzen genügt) oder über 
Bescheinigungen des Steuerberaters. 
Sofern ein/e Gesellschafter/in die Grenze von 25 % 
unterschreitet, ist er/sie – analog zu den Regelungen der 
Nr. 4.4 der Richtlinie – in Höhe Ihres Kapitalanteils nicht 
förderfähig. 

3.2  Erstmalige 
Betriebsleitung 
(Junglandwirt, 
neuer Landwirt, 
Existenzgründung) 

s. auch Anlage 3; Punktesystem – Nr. 2.10 
Maßgeblich ist die erstmalige Niederlassung als Allein- 
oder Mitunternehmer! War der Antragsteller bereits vor 
Antragstellung an einem anderen landwirtschaftlichen 
Unternehmen beteiligt oder hat bereits ein anderes 
landwirtschaftliches Einzelunternehmen betrieben, liegt 
keine erstmalige Niederlassung mehr vor. Diese erstmalige 
Niederlassung als Allein- oder Mitunternehmer darf zum 
Zeitpunkt der Antragstellung maximal 5 Jahre zurück 
liegen. Bei Gesellschaften muss die erstmalig 
niedergelassene Person die Kontrolle haben 
(Betriebsleitereigenschaft). 
Ein Abschluss in einem Agrarberuf ist Voraussetzung.  
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3.2.1 Existenzgründer Eine Existenzgründung (im Sinne von Nr. 3.2) darf max. 2 
Jahre vor Antragstellung erfolgt sein.  
Es ist nachzuweisen, wer der vorherige Besitzer (bei 
gekauften Flächen bzw. gekaufter Hofstelle) war bzw. 
Verpächter der Flächen und/oder der Hofstelle ist, da der 
Betrieb nicht aufgrund einer Betriebsteilung oder im 
Rahmen der Hofnachfolge entstanden sein darf Der 
Flächen abgebende Betrieb darf nicht in einem engen 
Verhältnis zur Existenzgründerin bzw. zum 
Existenzgründer stehen.  
Es ist eine Ausbildung in einem Agrarberuf nachzuweisen. 

3.2.2 
  

Junglandwirt  
 

Alter zum Zeitpunkt der Antragstellung: <41 Jahre. 
Das Geburtsdatum ist durch die Kopie eines amtlichen 
Dokuments (Geburtsurkunde, Personalausweis o. ä.) 
nachzuweisen.  

   
 
4  Zuwendungsvoraussetzungen 
4.1.1 Wirtschaftsjahre Einzureichen sind mindestens die letzten beiden 

vollständigen Buchabschlüsse.  
Als jüngster Buchabschluss ist derjenige zu dem 
Wirtschaftsjahr vorzulegen, das im Jahr vor der 
Antragstellung endete. Beispiel für eine Antragstellung im 
März 2026, vorzulegen sind dann mindestens: 

- Abschluss des Wirtschaftsjahres 01.07.24 bis 30.06.25 
- Abschluss des Wirtschaftsjahres 01.07.23 bis 30.06.24 

Das gilt auch für Abschlüsse über das 
Sonderbetriebsvermögen. 
Die Abschlüsse dürfen vorläufig sein, es muss dann erklärt 
werden, worauf sich die Vorläufigkeit bezieht. Wesentliche 
Änderungen dürfen sich nicht mehr ergeben. 

4.1.1 außergewöhnlicher 
Gewinneinbruch 

Ein außergewöhnlicher Gewinneinbruch kann im Einzelfall 
nur geltend gemacht werden, wenn das auslösende 
Ereignis vom Betriebsleiter nicht beeinflussbar war, eine 
Besserung bereits wieder eingetreten ist und es sich nicht 
um periodisch wiederkehrende Ereignisse handelt (z. B. 
Berufsunfähigkeit des Betriebsleiters, längerfristiger Ausfall 
des Betriebsleiters als Folge eines Unfalls oder Krankheit, 
Naturkatastrophen, Brand, Seuchenfall o. ä.). Das Ereignis 
und das betroffene Wirtschaftsjahr müssen in 
unmittelbarem zeitlichen und inhaltlichen Wirkungszu-
sammenhang stehen. Dies ist schlüssig zu belegen. 
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4.1.1 langfristige 
Kapitaldienst-
grenze 

Die Berechnung und Einhaltung der langfristigen 
Kapitaldienstgrenze ist im Rahmen des Investitions-
konzeptes, Zeile 57 bzw. 58 des Blatts I_2, zum einen für 
die Vergangenheit (ø-Vorab) und für das Jahr der 
Fertigstellung der Investition (Ziel) nachzuweisen. Die 
Anlage „Erläuterungen zum Investitionskonzept“ ist zu 
beachten. 
Alle Zahlen, die sich nicht unmittelbar aus den 
Jahresabschlüssen ergeben, sind mittels geeigneter 
Unterlagen und ggf. mit Nebenrechnungen nachzuweisen. 
Die Stellungnahme kann dazu genutzt werden, etwaige 
Korrekturen oder besondere Einlagen genauer zu erläutern, 
so dass es für Dritte nachvollziehbar ist. 

4.1.1 Hofnachfolger Als Hofnachfolger gilt, wer das gesamte landwirtschaftliche 
Unternehmen übernommen hat. 

4.3 erstmalige 
Kooperation 

Es ist ein Gesellschaftsvertrag vorzulegen. 

4.4 Summe der positi-
ven Einkünfte 

Grundlage der Berechnung der Prosperitätsgrenze sind die 
letzten 3 vorliegenden Einkommensteuerbescheide. Sofern 
der Betrieb übernommen wurde (Hofübergabe oder 
Auflösung einer Gesellschaft) und der Übernehmer noch 
nicht über 2 eigene Buchabschlüsse verfügt, so sind auch 
die Einkommensteuerbescheide des Übergebers bzw. der 
Übergeber vorzulegen. Dann werden dem Übernehmer 
auch die Einkünfte angerechnet, die bisher bei dem/den 
Übergeber(n) entstanden sind und zukünftig durch die 
Übergabe beim Übernehmer anfallen. 
Bei der Berechnung der Summe der positiven Einkünfte 
können positive und negative Einkünfte nur innerhalb einer 
Einkunftsart und innerhalb der Einkunftsart zwischen den 
zusammen veranlagten Ehe-/Lebenspartnern (bis minimal 
0 €) saldiert werden.  
Beispiel:  

 
Im Ergebnis beträgt sie Summe der positiven Einkünfte in 
diesem Beispiel 92.580 € (86.348 € + 6.232 €), weil der 
Saldo der Einkünfte aus Gewerbe negativ ist. 
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4.4 Kapitalanteil Sofern eine Gesellschafterin/ ein Gesellschafter nicht 
förderfähig ist, muss dafür der Kapitalanteil ermittelt werden 
und in dieser Höhe das förderfähige Investitionsvolumen 
gemindert werden. Bei juristischen Gesellschaften (KG und 
GmbH) ist der Kapitalanteil anhand des 
Gesellschaftsvertrages leicht zu ermitteln und wird durch 
uns daher als Berechnungsgrundlage herangezogen. Bei 
Personengesellschaften kann sich das jedoch sehr 
schwierig gestalten, da z.B. die Gesellschafterkonten sehr 
volatil sind. Dort wird daher die Gewinnverteilung – ggf. 
einschließlich Vorabgewinne – als Maßstab genommen, 
sofern der Kapitalanteil nicht doch ermittelt werden kann. 
Die letzte Änderung der Gewinnverteilung muss im letzten 
abgeschlossenen Wirtschaftsjahr erfolgt sein, wenn die 
neue Gewinnverteilung zu einem höheren Anteil der 
förderfähigen Gesellschafterin/ des förderfähigen 
Gesellschafters bzw. der förderfähigen Gesellschafter führt. 
Die Gewinnverteilung muss zu dem plausibel sein, also z.B. 
passen zu den eingebrachten Gütern und den 
Arbeitsleistungen der jeweiligen Gesellschafter. 

4.5 Besondere Anforderungen 
4.5.1 Nachweis der Ver-

besserung des 
Umwelt- und 
Klimaschutzes 

Die Verbesserung der Effizienz des Ressourceneinsatzes, 
der Verringerung der Stoffausträge oder der Emissionen um 
mindestens 20 % ist durch ein Gutachten zu belegen. Das 
Gutachten darf nicht vom Betreuungsunternehmen, 
Hersteller/Verkäufer der geplanten Investition oder von 
einer anderweitig am Antragsverfahren beteiligten Person 
erstellt werden.  
Für SIUK-Maßnahmen und Fahrsiloanlagen ist kein 
Nachweis erforderlich. Bei Investitionen im Bereich Obst-
/Gartenbau muss die Erfüllung der in RL Nr. 4.5.1.3 
genannten Anforderungen belegt werden. 

 Nichtförderfähige 
Gebäudebestand-
teile  

Bestandteile von förderfähigen Gebäuden, die für sich nicht 
förderfähig wären, können mitgefördert werden, wenn sie 
von den Kosten her von untergeordneter Bedeutung sind, 
für die Funktion des förderfähigen Teils des Gebäudes 
erforderlich sind und dieses nicht sinnvoll ohne diesen 
Bestandteil betrieben werden kann. Es ist eine 
entsprechend differenzierte Kostenschätzung erforderlich. 
Ein Melkzentrum oder automatisches Melksystem kann nur 
gefördert werden, wenn gleichzeitig Milchkuhplätze 
geschaffen/modernisiert werden, die Kühe aus den 
geförderten Stallplätzen dort gemolken werden und die 
Kosten des Melksystems nur von untergeordneter Höhe 
sind. 
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4.5.1.1 Stallbau Im Zusammenhang mit einer Stallbauinvestition müssen 
besondere Anforderungen des Umwelt- und Klimaschutzes 
erfüllt werden. Das erfolgt über den Nachweis einer 
vorgegebenen Mindestlagerkapazität für Wirtschaftsdünger 
oder über die Reduzierung der Tierzahl im 
Produktionsverfahren. 

4.5.1.1 
und 
4.7 

Wirtschaftsdünger-
lagerung 

Es müssen Nachweise über Größe und Lage für jede 
einzelne Güllelagerstätte vorgelegt werden. 
Sofern im Berechnungsbogen „GV und Lagerkapazität“ 
angegeben ist, dass Tiere – insbesondere Kühe – auf der 
Weide gehalten werden, wird durch die Bewilligungsstelle 
geprüft, ob das plausibel ist. Teils müssen auch 0,2 ha 
hofnahe Weidefläche für Kühe nachgewiesen werden, 
siehe Ausführungen zu Weidegang und Weidehaltung der 
Anlagen 1 bis 3. 
Wie viele Tiere auf Gülle und wie viele auf Plätzen mit 
niedriger oder hoher Einstreu gehalten werden, ist durch 
geeignete Unterlagen nachzuweisen. 
Abgabe von Wirtschaftsdünger zur Einhaltung der 
Mindestlagerkapazität (s. „erforderliche 
Mindestlagerkapazität“) an Dritte wird nicht von der 
erforderlichen Lagerkapazität abgezogen. Das 
antragstellende Unternehmen muss für sich die 
erforderliche Lagerkapazität nachweisen. Bei der Abgabe 
von Wirtschaftsdünger an Unternehmen (z.B. eine 
Biogasanlage), zu denen überwiegende Personenidentität 
besteht, muss die Gesamtbetrachtung beider Unternehmen 
die Einhaltung der Mindestlagerkapazität ergeben. 
Wird Wirtschaftsdünger an eine Biogasanlage abgegeben 
und in gleicher Menge Gärsubstrate zurückgenommen, ist 
dies zulässig (Baurechtliche Einschränkungen sind zu 
beachten!). Behälter mit gasdichter Abdeckung sind nur 
förderfähig, wenn kein Anschluss an eine Biogasanlage 
besteht. 
Für Güllelager, die nicht in den Bauantragsunterlagen 
enthalten sind, müssen Pacht- oder Eigentumsnachweise 
vorgelegt werden. Die Pachtverträge müssen sich auf einen 
Zeitraum über mindestens 5 Jahre nach dem Jahr der 
Schlusszahlung erstrecken. Auch gepachtete Behälter 
müssen abgedeckt werden. 
Aus dem Pachtvertrag muss hervorgehen, wie groß die 
Lagerstätte insgesamt ist und wie viel davon verpachtet 
wird. Außerdem müssen die Lage und die Art des 
Lagerraums (Keller oder Behälter) angegeben sein und der 
Lagerraum muss uneingeschränkt zur Verfügung stehen. 
Bei separaten Güllelagern ist eine Lagerkapazität von max. 
12 Monaten förderfähig, dies gilt auch für Mistlagerstätten. 
Geförderte Geflügelmist-Lagerstätten müssen eine feste 
Abdeckung haben. 
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4.5.1.1 Erforderliche Min-
destlagerkapazität 
für 
Wirtschaftsdünger 

- Bei Stallbauinvestitionen mit separaten 
Wirtschaftsdüngerlagern, gilt eine 
Mindestlagerkapazität, die 2 Monate über die 
betriebsindividuellen ordnungsrechtlichen Vorgaben 
hinausgeht. 

- Wenn keine separaten Wirtschaftsdüngerlager gefördert 
werden sollen oder keine separaten 
Wirtschaftsdüngerlager errichtet werden, gilt für flüssige 
Wirtschaftsdünger eine Mindestlagerkapazität von 9 
Monaten, für feste Wirtschaftsdünger muss die 
Lagerkapazität aber auch dann 2 Monate über die 
betriebsindividuellen ordnungsrechtlichen Vorgaben 
hinausgehen. 

- Geförderte Güllelagerstätten müssen ein Zeltdach 
haben. Bestehende Güllelagerstätten dürfen mit 
vergänglichem Material wie Stroh abgedeckt werden.  

- Keine Mindestlagerkapazität ist vorgeschrieben, wenn 
bei einem Umbau eines vorhandenen Stalls eine 
Verringerung der Tierzahl im betreffenden 
Produktionsverfahren um mindestens 20 % einhergeht. 

4.5.1.2 Bewässerung Auch die Ausbringungstechnik gilt als bauliche Investition 
und ist daher förderfähig. 
Schlauchtrommelberegnungsanlagen gelten als Standard 
und sind daher nicht förderungsfähig. 
Bei großflächigen Kreis- und Linearberegnungsanlagen 
sowie Tröpfchenbewässerungsanlagen ist durch die 
verwendete Technik und den geringeren Wasserdruck eine 
Wassereinsparung von 15 % gegeben. Ein Einzelgutachten 
ist nicht erforderlich. 
Düsenwagen im Zierpflanzenbau gelten als Standard und 
sind daher nicht förderungsfähig. 
Investitionen in bestehende Anlagen sind nur förderfähig, 
wenn ein Wassereinsparpotential von mindestens 15 % 
erreicht wird. Ein Einzelgutachten ist erforderlich. 
Wenn ein Antrag für eine Beregnung gestellt werden soll, 
kann nicht auch gleichzeitig ein Antrag für andere AFP-
Vorhaben gestellt werden. 

4.5.2 Tierschutz nach 
Anlage 1 oder 2 

Eine Förderung in Stallbauten kann nur für die in der  
Anlage 1 oder 2 genannten Tierarten und -gruppen erfolgen 
und nur, wenn alle dort genannten Einzelanforderungen 
erfüllt werden. Weitergehende, gesetzliche Anforderungen 
oder Bauauflagen sind darüber hinaus einzuhalten. 
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4.6 Merkmale 
spezifischer 
Investitionen zum 
Umwelt- und 
Klimaschutz 

Siehe RL Nr. 4.6 und „KTBL – Förderfähige Techniken zur 
Emissionsminderung im Stallbauten“ im Downloadbereich 
dieser Website.  
Für Maschinen und Geräte muss die Mindestauslastung  
nur zum Zeitpunkt der Antragstellung nachgewiesen 
werden (Nr. 4.6.1, 4.6.2 und 4.6.3 der RL). Der Nachweis 
hat damit auf Basis des letzten vorliegenden GFN zu 
erfolgen, ggf. zuzüglich neuer Flächen, die bis zur 
Antragstellung hinzugekommen sind. Für neue Flächen 
sind entsprechende Nachweise wie z.B. Pachtverträge 
vorzulegen.  

4.8 2,0 GV/ha-Grenze  Grundlage der Berechnung des Tierbesatzes (GV/ha) sind 
die baurechtlich genehmigten Tierplätze und die im 
aktuellen Gesamtflächen- und Nutzungsnachweis (GFN) 
enthaltenen landwirtschaftlichen Flächen. 
Tierhaltungskapazitäten, die im Rahmen einer Lohnmast 
bzw. Pensionstierhaltung betrieben werden, sind zu 
berücksichtigen. Sofern für die Einhaltung über den 
aktuellen Flächenbestand hinaus weitere Flächen 
erforderlich sind, sind diese zusätzlichen Flächen über 
Pachtverträge, Pachtauflösungen o. ä. schon mit der 
Antragstellung nachzuweisen. Mit Vorlage des 
Verwendungsnachweises ist dann der aktuelle GFN bzw. 
Betriebsspiegel vorzulegen. Sind die Unternehmer 
einschließlich der Ehegatten bzw. Lebenspartner an 
weiteren landwirtschaftlichen Betrieben oder an 
gewerblichen Tierhaltungsunternehmen beteiligt, ist 
anhand des vorgegebenen Vordrucks zu ermitteln, ob 
Großvieheinheiten angerechnet werden müssen, was 
dann der Fall ist, wenn dort mehr als 2 GV/ha gehalten 
werden. Dann sind die diese Grenze übersteigenden GV 
dem antragstellenden Unternehmen anteilig zuzurechnen. 
Für diese Berechnung müssen für jeden einzelnen Betrieb, 
an dem eine Beteiligung vorliegt, der GFN, bei Rindern der 
Jahresdurchschnittsbestand im letzten Wirtschaftsjahr aus 
HI-Tier, bei anderen Tierarten die Bewertung des 
Tiervermögens aus dem letzten vorliegenden 
Buchabschluss und bei Gesellschaften der entsprechende 
Gesellschaftsvertrag vorgelegt werden. Die Summe der 
Großvieheinheiten, die 2 GV/ha LF überschreiten, ist unter 
Berücksichtigung des jeweiligen Gesellschaftsanteils auf 
das antragstellende Unternehmen anzurechnen. 
Die Spezialisierung auf ein neues Produktionsverfahren ist 
möglich. Dazu können auch die vorhandenen Stallungen 
anderer Produktionsverfahren langfristig verpachtet 
werden. Um eine „künstliche Schaffung“ von Förderungs-
voraussetzungen auszuschließen, dürfen die Ställe nicht 
an einer/einem auf der Hofstelle des 
Förderungsempfängers ansässigen Person bzw. 
ansässigen Betrieb sowie an Verwandte 1. Grades 
verpachtet werden. Weiterhin ist aus dem 
Produktionsverfahren komplett auszusteigen. Die 
Pachtverträge müssen eine Laufzeit von mindestens 5 
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Jahren, beginnend mit dem Jahr nach der Bewilligung, auf-
weisen. 
Aus der Betriebsbeschreibung zur neuen 
Baugenehmigung muss die Verpachtung klar erkennbar 
sein. Bei der Berechnung des Qualifizierten 
Flächennachweises zur Nährstoffverwertbarkeit dürfen die 
verpachteten Ställe nicht erscheinen. 

4.9  Stallkapazitätser-
weiterung  

Es darf durch die Stallbaumaßnahmen in bestimmten 
Gemeinden zu keiner Erhöhung des Tierbesatzes in GV 
kommen, siehe Liste in der RL Nr. 4.9. Ein Vorher-
Nachher-Vergleich anhand der GV-Berechnung ist 
vorzulegen. Maßgeblich sind die baurechtlich 
genehmigten Stallplätze. Verpachtete oder 
zurückgegebene gepachtete Ställe gelten nicht als 
stillgelegt.  

 
5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
5.2.1 förderfähiges 

Investitionsvolumen 
Die voraussichtliche Höhe des förderfähigen 
Investitionsvolumens (Summe der förderfähigen 
Nettokosten der Investition) ist durch eine 
Kostenschätzung eines Architekten/Bauingenieurs oder – 
insbesondere bei marktfähigen Wirtschaftsgütern wie 
Maschinen und Mobilställe – durch Angebote von 
einschlägigen Firmen zu verifizieren. Es genügt dabei die 
Vorlage eines Angebots je Wirtschaftsgut. Die Auszahlung 
erfolgt auf Basis der tatsächlich nachgewiesenen Kosten. 

 
6 sonstige Zuwendungsbestimmungen (Nebenbestimmungen) 
6.3 Wirtschaftliche 

Auftragserteilung 
Die ANBest-ELER KLARA ist Bestandteil des 
Zuwendungsbescheides. Dort sind die Bedingungen der 
wirtschaftlichen Auftragserteilung neu geregelt worden. 
Bei Zuwendungen bis 100.000,- € sind außer dem Gebot 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit keine weiteren 
Auflagen bezüglich der Erteilung von Aufträgen zu erfüllen. 
Das gleiche gilt bei Zuwendungen über 100.000,- €, wenn 
der betreffende Auftrag den Auftragswert von 25.000,- € 
(netto) unterschreitet. 
Bei Zuwendungen über 100.000,- € und Aufträgen ab 
einem geschätzten Auftragswert von 25.000,- € (netto) 
sind die Vorgaben der wirtschaftlichen Auftragserteilung 
einzuhalten. Dabei sind grundsätzlich mindestens drei 
fachkundige und leistungsfähige Unternehmen zur 
Angebotsabgabe aufzufordern. Der Auftrag ist an das 
Unternehmen mit dem wirtschaftlichsten Angebot zu 
erteilen. Die einzelnen Entscheidungen und auch 
Abweichungen sind entsprechend zu dokumentieren und 
zu begründen. Die mit dem Verwendungsnachweis 
vorzulegenden Unterlagen und Nachweise sind im 
Zuwendungsbescheid aufgeführt. Es sind auch die 
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Hinweise auf unserer Internetseite zur Auszahlung zu 
beachten. 
Entscheidend ist, dass die Angebote schriftlich angefordert 
werden und auch die Aufträge schriftlich festgehalten 
werden! 

6.3.2 Zweckbindungsfrist Die Zweckbindungsfrist beträgt bei Gebäuden und 
baulichen Anlagen 12 Jahre, bei Maschinen, Geräten und 
technischen Anlagen 5 Jahre (s. ANBest-ELER KLARA 
Nr. 4.2). Die Zweckbindungsfrist beginnt mit der 
Fertigstellung des Gebäudes bzw. Lieferung der 
Maschine und endet mit Ablauf des 5. bzw. 12. Jahres, 
das dem Jahr der Auszahlung der Fördermittel folgt.  
Die Auflagen zu den besonderen Anforderungen des 
Tierschutzes, zum Tierbesatz (2,0 GV/ha) und die 
Hinweise zur zweckentsprechenden Verwendung (gleiche 
Tierart) gelten für die Dauer von 12 Jahren.  

6.5 Baugenehmigung Die nach Nummer 6.5 erforderliche Baugenehmigung 
muss auf den Antragsteller bzw. das antragstellende 
Unternehmen, das den Förderantrag stellt, ausgestellt 
sein. Es ist ausreichend, wenn die Baugenehmigung bei 
Personengesellschaften auf einen Gesellschafter oder bei 
Hofnachfolgern, die das gesamte Unternehmen der Eltern 
übernehmen, auf die Eltern ausgestellt ist. 
Mobile Geflügelställe: 
Gemäß Nr. 11.15 des Anhangs zur NBauO sind 
„ortsveränderlich genutzte und fahrbereit aufgestellte 
Geflügelställe zum Zweck der Freilandhaltung oder der 
ökologisch-biologischen Geflügelhaltung, wenn diese 
einem landwirtschaftlichen Betrieb dienen und jeweils 
nicht mehr als 450 m³ Brutto-Rauminhalt sowie eine 
Auslauffläche haben, die mindestens 7 m² je Kubikmeter 
Brutto-Rauminhalt beträgt“, baugenehmigungsfrei.  
Zu den in der NBauO genannten Voraussetzungen ist 
eine entsprechende Berechnung vorzulegen. Sofern 
mehrere Ställe auf einer Fläche aufgestellt werden sollen 
oder es sich um Mobilställe handelt, die nahe an der 
Grenze von 450 m³ sind bzw. auf Kufen montiert sind, ist 
eine schriftliche Anfrage an den Landkreis zu stellen und 
die etwaige Bestätigung des Landkreises über die 
Baugenehmigungsfreiheit vorzulegen. 
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Anlage 1: Bauliche Anforderungen an eine tiergerechte Haltung; 
Anlage 2: Bauliche Anforderungen an eine besonders tierger. Haltung 

 Allgemein 
 

Die in den Anlagen festgelegten Anforderungen an die 
Ausgestaltung der Ställe und Stallplätze unterliegen der 
jeweiligen Zweckbindungsfrist.  

 Investitionen in Stallgebäude können nur für die Tierarten 
und –gruppen gefördert werden, die in den Anlagen 
genannt werden.  

 Die Dokumentation der Einhaltung der Vorgaben hat 
formlos schriftlich mit einer eigenen Unterlage zu erfolgen. 
Dabei ist für jeden Punkt detailliert zu beschreiben, wie die 
Vorgabe im konkreten Fall eingehalten wird. Angaben wie 
„wird eingehalten“ oder „trifft zu“ sind nicht ausreichend und 
zu konkretisieren. 

Anlage 1: Bauliche Anforderungen an eine tiergerechte Haltung 

 
1 

 
Anforderungen an Laufställe für Milchkühe und Aufzuchtrinder 

 Laufhof 
 

Die Ausgestaltung von Ausläufen orientiert sich dabei an 
den Vorgaben der Tierschutzleitlinie für die 
Milchkuhhaltung2 (Seite 32 ff). Sofern Wartehöfe die 
vorgenannten Voraussetzungen erfüllen und diese 
außerhalb der Melkzeiten ständig zugänglich sind, können 
auch diese als Ausläufe anerkannt werden. 
Die Anforderungen müssen immer nur innerhalb der 
geförderten Maßnahme eingehalten werden. Gebäude, die 
nicht von der Förderung betroffen sind, können somit 
unverändert weiter betrieben werden. 
Handelt es sich bei der geförderten Maßnahme um ein 
separates Gebäude, so wird die Größe des Laufhofes 
ausschließlich auf Grundlage der Plätze in diesem Gebäude 
errechnet. Bei Anbauten mit Vermischung der Tiere in den 
Altgebäuden müssen zur Berechnung der Laufhofgröße die 
Kuhplätze im Neubau und in den Altgebäuden 
herangezogen werden.  
Für Trockensteher ist kein Laufhof erforderlich, wenn die 
Trockensteher separat gehalten werden. 

 Sommerweidegang Bei Laufställen kann bei regelmäßigem Sommerweidegang 
auf einen Laufhof verzichtet werden. Für die Anerkennung 
dieser Ausnahmeregelung sind mindestens 0,2 ha je 
Kuhplatz hofnaher Weide erforderlich und nachzuweisen. 
Diese Fläche muss spätestens bei Vorlage des 
Verwendungsnachweises zur Verfügung stehen und ist über 
den dann aktuellen GFN nachzuweisen. 

  

 
2 Tierschutzleitlinie für die Milchkuhhaltung, LAVES, Tierschutzdienst – Arbeitsgruppe Rinderhaltung 
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Anlage 2: Bauliche Anforderungen an eine besonders tierger. Haltung 

 
1 

 
Anforderungen an die Milchkuhhaltung 

 Weidegang Automatische Melksysteme sind förderfähig, sofern 
plausibel belegt wird, dass aufgrund der Größe und Lage der 
Weideflächen und der technisch/baulichen Voraus-
setzungen Weidegang tagsüber möglich ist. 
 
Weidegang ist verpflichtend, für die Anerkennung sind 
mindestens 0,2 ha je Kuhplatz hofnaher Weide erforderlich 
und nachzuweisen. Diese Fläche muss spätestens bei 
Vorlage des Verwendungsnachweises zur Verfügung 
stehen und ist über den dann aktuellen GFN nachzuweisen. 
 

 
6 

 
Anforderungen an die Haltung von Schafen 

 Kranken-/ 
Ablammbucht 

Es reicht eine kombinierte Kranken- und Ablammbucht für je 
40 Tiere. 

 Auslauf Der Auslauf muss nicht befestigt sein, es reicht eine Weide. 
 
7-10 

 
Anforderungen an die Geflügelhaltung  
 

 Maximaltierbestän-
de pro Gebäude 

Gefördert sind freistehende Gebäude. Dabei ist ein 
Verbindungstrakt, z.B. als gemeinsamer Technik- oder z.B. 
Eierpackraum, zulässig. 
Eine Trennung eines Gebäudes z.B. durch eine Wand in 2 
Ställe, wo jeweils die maximal mögliche Anzahl Tiere 
gehalten wird, genügt nicht. 

 
Anlage 3: Punktesystem (Ranking) 
 Allgemein Alle Förderanträge eines Antragsverfahrens unterliegen 

dem Ranking. Die Bearbeitung der Anträge erfolgt abstei-
gend in der Reihenfolge der zu Recht geltend gemachten 
Punkte. Bei knappen Haushaltsmitteln erfolgt die Bewilli-
gung der förderfähigen Anträge in gleicher Reihenfolge, bis 
die Haushaltmittel verbraucht sind. 
Für die Ermittlung der Punkte sind zunächst der Investi-
tionsschwerpunkt und die hierauf entfallenden Ranking-
punkte zu ermitteln. Unter Punkt „1. Investitionsschwer-
punkt“ kann nur ein Punkt ausgewählt werden. Hierzu 
addieren sich weitere Punkte aus der Rubrik „2. Zusätzliche 
Punkte“, wobei hier Mehrfachnennungen möglich sind. 
Baugenehmigungspflichtige Vorhaben haben Vorrang, 
danach kommen die Anträge mit baugenehmigungsfreien 
Vorhaben wie z.B. Maschinen. Dabei kommen die Geräte 
zur mechanischen Unkrautbekämpfung zuerst dran und 
dann alle anderen Verfahren. Begonnen wird immer zuerst 
mit den Vorhaben mit dem niedrigsten Investitionsvolumen 
Die Hinweise zum Punktesystem sind zu beachten. 
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1.2.3 Weidehaltung Für die Kühe sind hofnahe Weideflächen zur Größe von 
mindestens 0,2 ha je Kuhplatz erforderlich und 
nachzuweisen. Diese Fläche muss spätestens bei Vorlage 
des Verwendungsnachweises zur Verfügung stehen und ist 
über den dann aktuellen GFN nachzuweisen. 

1.1.6 
bzw. 
1.2.7 

Modernisierung 
vorhandener 
Stallanlagen 

Einer Modernisierung sind ausschließlich Maßnahmen in 
vorhandenen Gebäuden zuzurechnen sowie Anbauten an 
vorhandene Gebäude, die nicht zu einer Vergrößerung der 
Haltungskapazität führen, sondern nur zur Erfüllung der 
Anlage-Kriterien erforderlich sind. 

2.2 Stallbau-
Investition mit 
Reduzierung auf 
max. 2,0 GV/ha 

Zentrales Ziel ist die Reduzierung des Nährstoffanfalls. Der 
Tierbestand gemessen in GV muss daher mindestens 
gleichbleiben und darf nicht erhöht werden. Tierarten sind 
austauschbar. 
- Es ist die aktuelle Tierhaltungskapazität über die 

baugenehmigten Plätze anhand von 
Baugenehmigungen nachzuweisen. Der Tierbesatz in 
der Ausgangssituation in GV bzw. GV/ha errechnet sich 
aus der Fläche des aktuellen GFN. 

- Für die Zieljahresberechnung gelten die zukünftig 
baugenehmigten Plätze, die gemessen in GV maximal 
so hoch sein dürfen wie in der Ausgangssituation. Bei 
der Berechnung des Tierbesatzes können auch 
Pachtflächen berücksichtigt werden mit einer Gültigkeit 
für die Dauer der 5-jährigen Zweckbindungsfrist. 

- Maßgeblich für die Punktevergabe sind die zum 
Zeitpunkt der Antragstellung für mindestens 5 Jahre 
selbst-bewirtschafteten Plätze zur Antragstellung. 

- Eine Verpachtung von Ställen ist nicht zulässig, sondern 
nur der Ersatz stillgelegter Plätze.  

- Die Rückgabe aus der Pacht ist zulässig. 
2.3 
und  
2.4 

Schweinehaltung – 
vollständiger oder 
teilweiser Abbau 
der Stallplätze 

Die Reduzierung muss durch die Stilllegung ganzer 
Stallgebäude zustande kommen. Die Punkte können nur 
gewährt werden, wenn zum Zeitpunkt der Antragstellung die 
Stallplätze für mindestens 5 Jahre im Eigentum des 
antragstellenden Unternehmens waren und selbst 
bewirtschaftet worden sind durch das antragstellende 
Unternehmen. Es müssen Stallplätze im Umfang von 
mindestens 40 GV stillgelegt werden. Darüber hinaus 
müssen in den beiden jüngsten Wirtschaftsjahren der 
Vorwegbuchführung jeweils Schweine im Umfang von 
mindestens 40 GV gehalten worden sein. Der Nachweis der 
endgültigen Stilllegung muss spätestens bei der Vorlage des 
Verwendungsnachweises erbracht werden. 

2.5 
und 
2.6 

Stallbauten in 
vieharmen 
Landkreisen 

Diese Zusatzpunkte können nur vergeben werden, wenn 
auch eine Stallbaumaßnahme Gegenstand der Förderung 
ist. 
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Hinweise zu den einzureichenden Unterlagen 
 In INET bitte die Buchabschlüsse thematisch zuordnen. Also z.B. Buchabschlüsse, 

die nur für den Nachweis von Umsatzerlösen vorgelegt werden, an entsprechender 
Stelle hochladen. 

 Sämtliche Dateien im Excel-Format bitte auch als solches einreichen und nicht im 
pdf-Format. 

 Für jede Maßnahme ist ein eigenes Teilvorhaben anzulegen in INET, wobei zur 
Maßnahme auch die Erschließung gehört sowie ggf. Nebengebäude. Die 
Hofbefestigung ist nur dann kein eigenes Teilvorhaben, wenn diese ausschließlich 
dem zu fördernden Stall dient und kein allgemeiner Verkehrsweg ist. 

 Es gibt diese unerlässlichen Unterlagen, die innerhalb der Antragsannahmefrist 
vorliegen müssen und deren Fehlen zu einer Ablehnung des Antrages führt: 

 Investitionskonzept 
 Berechnung der Umsatzerlöse 
 Die letzten drei vorliegenden Einkommensteuerbescheide 
 Kostenaufstellung oder Angebote 
 Flächennachweis aus dem letzten Sammelantrag 
 Buchabschlüsse wie weiter oben beschrieben 
 Baugenehmigung bei baugenehmigungspflichtigen Baumaßnahmen 

 


